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— Drucksache 12/1801 — 

Entwurf eines Zehnten Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes 

A. Problem 

Die Bundesanstalt für Flugsicherung kann den Erfordernissen des 
überproportional ansteigenden Zivilluftverkehrs nicht mehr 
gerecht werden, weil ihr als Behörde die erforderliche Flexibilität 
bei der Verpflichtung von qualifiziertem Personal und bei den 
Investitionen fehlt. Unterschiedliche Zuständigkeiten für die zivile 
und die militärische Flugsicherung sind nicht mehr zeitgemäß. 

B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht als Organisationsform für die künftig 
einheitliche zivile und militärische Flugsicherung eine GmbH vor, 
deren Anteile vom Bund gehalten werden. 
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Außerdem wird die Aufgabenstellung des Flugplankoordinators 
gesetzlich geregelt. Der Gesetzentwurf enthält darüber hinaus 
weitere Anpassungen an die Entwicklung in den vergangenen 

Jahren. 

Einmütige Zustimmung im Ausschuß 

C. Alternativen 

Entfallen 

D. Kosten 

Die Aufwendungen für Flugsicherung und Flugplankoordinierung 
werden durch Gebühreneinnahmen abgedeckt. 

Die Versorgungsansprüche von Beamten und Angestellten der 
Bundesanstalt für Flugsicherung (BFS), die in den Dienst der neu 
gegründeten Flugsicherungs-GmbH übertreten, müssen gesichert 
werden. Hierdurch entstehen dem Bund Zahlungsverpflichtungen 
(für die Nachversicherung der Beamten in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung ein Betrag von 475 Millionen .  DM; für die Siche-

rung des nicht von der gesetzlichen Rentenversicherung gedeck-
ten Teils der während der Tätigkeit bei der BFS entstandenen 
Versorgungserwartungen der ausgeschiedenen Beamten und 
Angestellten ein versicherungsmathematisch errechneter Betrag 

von 460 Millionen DM). 

Für die aus Gründen der Personalknappheit vorgesehene weitere 
Inanspruchnahme alliierter Kräfte für die Flugsicherung in Berlin 
und den neuen Ländern bis Ende 1994 ist je nach dem Ergebnis der 
noch zu führenden Verhandlungen ein Kostenaufwand von ca. 
50 Millionen DM anzusetzen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf in Drucksache 12/1801 in der aus der Anlage 

ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 2. April 1992 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst 

Vorsitzender 

Lothar Ibrügger 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Zehnten Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes 
— Drucksache 12/1801 — 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehr (16. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Zehnten Gesetzes 
zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Januar 1981 (BGBl. I S. 61), 
zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom 
... 199... (BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird im Ersten Abschnitt 
nach dem 4. Unterabschnitt wie folgt gefaßt: 

„5. Unterabschnitt Flugplankoordinierung 
und Flugsicherung 	 27 a-27 d 

6. Unterabschnitt Enteignung 	 28 

7. Unterabschnitt Gemeinsame 
Vorschriften 	 29-32 b". 

2. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 1 

(1) Die Benutzung des Luftraums durch Luft-
fahrzeuge ist frei, soweit sie nicht durch dieses 
Gesetz und durch die zu seiner Durchführung 
erlassenen Rechtsvorschriften beschränkt wird. 

(2) Luftfahrzeuge sind 

1. Flugzeuge 

2. Drehflügler 

3. Luftschiffe 

4. Segelflugzeuge 

5. Motorsegler 

6. Frei- und Fesselballone 

7. Drachen 

8. Rettungsfallschirme 

9. Flugmodelle 

10. Luftsportgeräte 

11. sonstige für die Benutzung des Luftraums 
bestimmte Geräte. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Entwurf eines Zehnten Gesetzes 
zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Januar 1981 (BGBl. I S. 61), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
23. Januar 1992 (BGBl. I S. 178), wird wie folgt geän-
dert: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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Raumfahrzeuge, Raketen und ähnliche Flugkör-
per gelten als Luftfahrzeuge, solange sie sich im 
Luftraum befinden." 

3. Dem § 4 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„ (5) Auf das Personal für die Flugsicherung 

a) in den Flugsicherungsbetriebsdiensten, 

b) bei Betrieb, Instandhaltung und Überwachung 
der flugsicherungstechnischen Einrichtung 

sind Absatz 1 Satz 1, 2 Nr. 1 bis 3 und Absatz 3 
entsprechend anzuwenden. Voraussetzung ist 
ferner der Nachweis der Befähigung und Eignung 
gemäß einer Rechtsverordnung nach § 32 Abs. 4 
Nr. 4." 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Luftfahrer" die Wörter 

„oder Personal für die Flugsicherung mit dem 
Ziel des Erwerbs der Erlaubnis" eingefügt. 

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Ausbil-
dung" die Wörter „der Luftfahrer" eingefügt. 

5. In § 9 Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „ § 9 Abs. 4 
des Gesetzes über die Bundesanstalt für Flugsi-
cherung" ersetzt durch die Angabe „ § 27 d Abs. 1 
und 4". 

6. In § 12 Abs. 2 Satz 3, § 16a Abs. 1 und § 18a 
Abs. 1 und 2 werden die Wörter „Bundesanstalt 
für Flugsicherung" ersetzt durch die Wörter „für 
die Flugsicherung zuständige Stelle" beziehungs-
weise „für die Flugsicherung zuständigen 
Stelle". 

7. Nach dem 4. Unterabschnitt wird folgender neuer 
5. Unterabschnitt eingefügt: 

„5. Unterabschnitt 

Flugplankoordinierung und Flugsicherung 

§ 27a 

(1) Flugplankoordinierung dient der vorauspla-
nenden Verteilung nachgefragter Start- und Lan-
dezeiten auf die vorhandene Flugplatz- und Flug-
sicherungskapazität. 

(2) Flugplankoordinierung ist zulässig für Flug-
plätze nach § 27d Abs. 1 und für Flugplätze, bei 
denen die Nachfrage nach Sta rt - und Landezeiten 
die Flugplatz- und Flugsicherungskapazität vor-
aussichtlich zumindest zeitweise übersteigt. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. a) In § 12 Abs. 2 Satz 3, § 16a Abs. 1 und § 18a 
Abs. 1 und 2 werden die Wörter „Bundesanstalt 
für Flugsicherung" ersetzt durch die Wörter 
„für die Flugsicherung zuständige Stelle" 
beziehungsweise „für die Flugsicherung zu-
ständigen Stellen". 

b) § 12 Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe a wird wie folgt 
gefaßt: 

„a) im Umkreis von 4 Kilometer Halbmesser 
um den Flughafenbezugspunkt eine Höhe 
von 25 Metern (Höhe bezogen auf den 
Flughafenbezugspunkt),". 

7. unverändert 
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(3) Start - und Landezeiten werden auf Antrag 
durch Erlaubnis einzelfallweise oder für die Dauer 
einer Flugplanperiode zugewiesen. Die Erlaubnis 
ist nur zu versagen, wenn die planbare Kapazität 
nicht ausreicht oder andere Flüge Vorrang haben. 
Aus der Zuweisung entsteht kein Rechtsanspruch 
gegen die Flugsicherung auf Einhaltung der 
zugewiesenen Start- und Landezeit. 

(4) Für Flugplätze mit Flugplankoordinierung 
bestimmt der Bundesminister für Verkehr im 
Einvernehmen mit der obersten Luftfahrtbehörde 
des Landes und nach Anhörung des betreffenden 
Flugplatzunternehmers und der für die Flugsiche-
rung zuständigen Stelle die Anzahl der in einer 
Zeiteinheit im voraus planbaren Starts und Lan-
dungen (Koordinierungseckwert). Der Koordinie-
rungseckwert kann auf verschiedene Luftver-
kehrsarten aufgeteilt werden. 

§ 27b 

(1) Vorrang haben: 

1. Flüge zur gewerbsmäßigen Beförderung von 
Personen oder Sachen vor anderen Flügen, 

2. bereits früher koordinierte Flüge vor erstmals 
geplanten Flügen, 

3. häufige vergleichbare Flüge vor weniger häu-
figen Flügen während einer gesamten Flug-
planperiode, 

4. Flüge nach Instrumentenflugregeln vor Flügen 
nach Sichtflugregeln. 

(2) Von der Vorrangregelung kann abgewi-
chen werden aus Gründen der öffentlichen Inter-
essen, insbesondere der hoheitlichen Interessen, 
der öffentlichen Verkehrsinteressen, der Ver-
pflichtungen aus völkerrechtlichen Verträgen, 
der Erfordernisse des regionalen Luftverkehrs 
und des Geschäftsflugverkehrs. 

§ 27c 

(1) Flugsicherung dient der sicheren, geordne-
ten und flüssigen Abwicklung des Luftverkehrs. 

(2) Sie umfaßt insbesondere folgende Aufga-
ben: 

1. die Flugsicherungsbetriebsdienste, zu denen 
gehören 

a) die Flugverkehrskontrolle zur Überwa-
chung und Lenkung der Bewegungen im 
Luftraum und auf den Rollflächen von Flug-
plätzen, 

b) die Verkehrsflußregelung und die Steue-
rung der Luftraumnutzung, 

c) die Flugberatung, ausgenommen Flugwet-
terberatung, 

d) die Mitwirkung beim Such- und Rettungs-
dienst für Luftfahrzeuge, 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 
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e) die Übermittlung von Flugsicherungsinfor-
mationen; 

2. die flugsicherungstechnischen Dienste, zu 
denen gehören 

a) die Beschaffung, der Einbau und die 
Abnahme der flugsicherungstechnischen 
Einrichtungen, 

b) der Betrieb, die Instandhaltung und die 
Überwachung der flugsicherungstechni-
schen Einrichtungen, 

c) die Entwicklung und Pflege der Anwen-
dungsprogramme in der elektronischen 
Datenverarbeitung für die Flugsicherung; 

3. die Planung und die Erprobung von Verfahren 
und Einrichtungen für die Flugsicherung; 

4. die Sammlung und die Bekanntgabe von 
Nachrichten für die Luftfahrt sowie die Herstel-
lung und die Herausgabe der Karten sowie der 
Veröffentlichung von Verfahrensvorschriften 
für die Luftfahrt. 

(3) Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 
personenbezogener Daten ist zulässig, soweit dies 
zur Erfüllung der in den Absätzen 1 und 2 
genannten Aufgaben jeweils erforderlich ist. Die 
Daten sind zu löschen, sobald und soweit sie zur 
Erfüllung der Aufgaben nicht mehr benötigt wer-
den. 

§ 27d 

(1) Flugsicherungsbetriebsdienste und die dazu 
erforderlichen flugsicherungstechnischen Ein-
richtungen werden an den Flugplätzen vorgehal-
ten, bei denen der Bundesminister für Verkehr 
einen Bedarf aus Gründen der Sicherheit und aus 
verkehrspolitischen Interessen anerkennt. 

(2) Die Flugplatzunternehmer sind auf Verlan-
gen der für die Flugsicherung zuständigen Stelle 
im erforderlichen Umfang verpflichtet, 

1. die baulichen und räumlichen Voraussetzun-
gen für Zwecke der Flugsicherung zu schaffen 
und zu erhalten, die hierfür benötigten Grund-
stücke zur Verfügung zu stellen und die Verle-
gung und Instandhaltung von Kabelverbin-
dungen auf ihren Grundstücken zu dulden, 

2. dem Flugsicherungspersonal die Mitbenut-
zung der an den Flugplätzen bestehenden 
Infrastruktur zu ermöglichen, 

3. die von ihnen überlassenen Bauten und Räume 
mit Energie und Wasser zu versorgen, sie zu 
heizen und zu klimatisieren, sonstige Versor-
gungsleistungen zu erbringen und die notwen-
dige Entsorgung sicherzustellen. 

Außerhalb der Flugplätze gilt dies nur, soweit die 
Anlagen und Einrichtungen der Flugsicherung 
dem Start- und Landevorgang dienen. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 
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(3) Die sich aus der Erfüllung der Pflichten nach 
Absatz 2 ergebenden Selbstkosten werden den 
Flugplatzunternehmern von der für die Flugsiche-
rung zuständigen Stelle erstattet. 

(4) Wird für einen Flugplatz ein Bedarf nach 
Absatz 1 vom Bundesminister für Verkehr nicht 
anerkannt, können auf diesem Flugplatz auf 
Antrag und zu Lasten des Flugplatzunternehmers, 
oder wenn auf andere Weise die volle Deckung 
der Kosten ohne Inanspruchnahme des Bundes 
sichergestellt ist, Flugsicherungsbetriebsdienste 
und flugsicherungstechnische Einrichtungen im 
erforderlichen Umfang vorgehalten werden. Dies 
gilt jedoch nur, wenn die örtlichen Voraussetzun-
gen erfüllt und andere Belange der Flugsicherung 
nicht beeinträchtigt werden. Über den Antrag 
entscheidet der Bundesminister für Verkehr. 
Absatz 2 ist anzuwenden." 

8. Der bisherige 5. Unterabschnitt wird 6. Unterab-
schnitt, der bisherige 6. Unterabschnitt wird 
7. Unterabschnitt. 

9. In § 29 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„der Luftfahrtbehörden" die Wörter „und der für 
die Flugsicherung zuständigen Stelle" einge-
fügt. 

10. § 29a Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 27 d bleibt unberührt."  

11. In § 29b Abs. 2 werden nach den Wörtern „die 
Luftfahrtbehörden" die Wörter „und die für die 
Flugsicherung zuständige Stelle" eingefügt. 

12. In § 29c Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „im 
Geltungsbereich der Tarifverträge des öffentli-
chen Dienstes" gestrichen. 

13. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird nach dem ersten Satz der 
folgende neue Satz eingefügt: 

„Dies gilt nicht für die Aufgaben der Flugsiche-
rung nach § 27 c mit Ausnahme der örtlichen 
Flugsicherung an den militärischen Flugplät-
zen; die notwendigen Vorbereitungen zur 
Wahrnehmung der Aufgaben nach Artikel 87 a 
des Grundgesetzes bleiben unberührt."  

b) In Absatz 2 werden in dem bisherigen Satz 2 
hinter „ § 27 Abs. 1" Wort und Zahl „und 2" 
gestrichen. 

c) Absatz 3 Satz 2 erster Halbsatz wird wie folgt 
gefaßt: 

„Der Bundesminister der Verteidigung kann 
von der Stellungnahme dieser Länder hinsicht-
lich der Erfordernisse des zivilen Luftverkehrs 
nur im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Verkehr abweichen;". 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 
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14. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „über die 
Bundesanstalt für Flugsicherung und das 
Gesetz" gestrichen, das Wort „bleiben" durch 
„bleibt" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „und 
Fallschirmabspringer" gestrichen; nach 
dem Wort  „Luftfahrtgerät" wird ein Bei-
strich gesetzt und werden die Wörter „aus-
genommen Luftsportgeräte" nebst einem 
ihnen folgenden Beistrich eingefügt. 

bb) In Nummer 4 werden nach der Klammer 
„ (§ 6) " die Wörter „sowie die Genehmi-
gung der Flugplatzentgelte und der Flug-
platzbenutzungsordnung" eingefügt. 

cc) In Nummer 11 werden die Wörter „Dreh-
flüglern oder Flugzeugen" ersetzt durch 
das Wort „Luftfahrzeugen". 

dd) In Nummer 13 werden nach der Klammer 
„(§ 25)" die Wörter „ausgenommen die 
Erteilung der Erlaubnis zum Starten und 
Landen für nicht motorgetriebene Luft-
sportgeräte" eingefügt. 

ee) Nummer 15 wird aufgehoben. 

ff) Nach Nummer 14 wird folgende neue 
Nummer 15 eingefügt: 

„15. die Mitwirkung bei der Bestimmung 
der Koordinierungseckwerte (§ 27 a 
Abs. 4);". 

gg) In Nummer 16 werden die Wörter „Bun-
desanstalt für Flugsicherung" durch die 
Wörter „für die Flugsicherung zuständi-
gen Stelle" ersetzt. 

hh) Nummer 18 wird wie folgt gefaßt: 

„ 18. die Ausübung der Luftaufsicht, so-
weit diese nicht der Bundesminister 
für Verkehr aufgrund gesetzlicher 
Regelung selbst, das Luftfahrt-Bun-
desamt oder die für die Flugplan-
koordinierung, die Flugsicherung 
und die Luftsportgeräte zuständigen 
Stellen im Rahmen ihrer Aufgaben 
ausüben." 

c) In Absatz 3 werden die Wörter „der Bundesan-
stalt für Flugsicherung" ersetzt durch die Wör-
ter „der für die Flugsicherung zuständigen 
Stelle". Nach der Zahl „12" wird eingefügt 
„ , ausgenommen die Genehmigungen der 
Flugplatzentgelte und der Flugplatzbenut-
zungsordnungen,'' 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

14. unverändert 
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15. Nach § 31 werden folgende §§ 31 a bis 31 d einge-
fügt: 

„§ 31a 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates natürliche oder juristische Perso-
nen des privaten Rechts mit der Wahrnehmung 
der in § 27 a genannten Aufgaben der Flugplan-
koordinierung zu beauftragen (Flugplankoordi-
nator). 

§ 31b 

(1) Der Bundesminister für Verkehr wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zu-
stimmung des Bundesrates eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, deren Anteile ausschließ-
lich vom Bund gehalten werden, mit der Wahr-
nehmung von in § 27 c genannten Aufgaben der 
Flugsicherung zu beauftragen (Flugsicherungs-
unternehmen). Absatz 2 Satz 2 bleibt unberührt. 

(2) Wenn der Bundesminister für Verkehr einen 
Bedarf im Sinne des § 27 d Abs. 1 Satz 2 anerkennt, 
ist das Flugsicherungsunternehmen verpflichtet, 
Flugsicherungsbetriebsdienste und flugsiche-
rungstechnische Einrichtungen im erforderlichen 
Umfang auf dem entsprechenden Flugplatz vor-
zuhalten. Das gleiche gilt im Falle des § 27 d 
Abs. 4, soweit nicht der Bundesminister für Ver-
kehr geeignete natürliche Personen mit der Wahr-
nehmung bestimmter Aufgaben nach § 27 c 
Abs. 2 Nr. 1 und 2 beauftragt; diese Beauftragten 
unterstehen der Fachaufsicht des Flugsicherungs-
unternehmens. 

(3) Für Gebühren und Auslagen nach § 32 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 ist das Flugsicherungsunter-
nehmen Kostengläubiger, soweit nicht etwas 
anderes bestimmt ist. Bei der Einziehung der 
Gebühr im Sinne des Artikels 3 des Gesetzes vom 
2. Februar 1984 zu dem Protokoll vom 12. Februar 
1981 zur Änderung des Internationalen Überein-
kommens über Zusammenarbeit zur Sicherung 
der Luftfahrt „EUROCONTROL" vom 13. Dezem-
ber 1960 und zu der Mehrseitigen Vereinbarung 
vom 12. Februar 1981 über Flugsicherungs-Strek-
kengebühren (BGBl. 1984 II S. 69) tritt das Flug-
sicherungsunternehmen an die Stelle der Bundes-
republik Deutschland, soweit nicht etwas anderes 
bestimmt ist. 

(4) Einnahmeausfälle aus Kostenbefreiungen 
bei Inanspruchnahme von Streckennavigations-
diensten und Streckennavigationseinrichtungen 
der Flugsicherung bei der Benutzung des Luft-
raums der Informationsgebiete der Bundesrepu-
blik Deutschland, soweit sie durch Beschlüsse der 
Erweiterten Kommission der Organisation EURO-
CONTROL festgelegt sind, werden dem Flugsi-

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

15. unverändert 
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cherungsunternehmen durch den Bund erstattet. 
Entsprechendes gilt für die Inanspruchnahme von 
Diensten und Einrichtungen der Flugsicherung 
beim An- und Abflug auf den in § 27 d Abs. 1 
genannten Flughäfen durch 

a) militärische Luftfahrzeuge der NATO-Mit-
gliedstaaten; 

b) militärische Luftfahrzeuge anderer als NATO-
Mitgliedstaaten, die von Kosten befreit sind; 

c) Luftfahrzeuge bei Ausbildungs- und Prüfungs-
flügen zum Erwerb und zur Erneuerung einer 
nach der Verordnung über Luftfahrtpersonal 
zu erteilenden oder erteilten Erlaubnis oder 
Berechtigung für Luftfahrer, wenn bei diesen 
Flügen weder Fluggäste noch Fracht befördert 
werden. 

Die Vorschrift des § 8 Abs. 4 des Verwaltungsko-
stengesetzes ist auch für Amtshandlungen des 
Flugsicherungsunternehmens anzuwenden. 

§ 31c 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates juristische Personen des privaten 
Rechts mit der Wahrnehmung folgender Aufga-
ben im Zusammenhang mit der Benutzung des 
Luftraums durch Luftsportgeräte zu beauftra-
gen: 

1. Muster- und Verkehrszulassung (§ 2), 

2. Erteilung der Erlaubnis für Luftfahrtpersonal 

(§ 4 ), 

3. Erteilung der Erlaubnis für die Ausbildung 

(§ 5), 

4. Erteilung der Erlaubnis zum Starten und Lan-
den außerhalb der genehmigten Flugplätze 
(§ 25) für nicht motorgetriebene Luftsportge-
räte, 

5. Aufsicht über den Betrieb von Luftsportgeräten 
auf Flugplätzen und Geländen, wenn beide 
ausschließlich dem Betrieb von Luftsportgerä-
ten dienen (§ 29 Abs. 1), 

6. Erhebung von Kosten nach der Kostenverord-
nung der Luftfahrtverwaltung. 

§31d 

(1) Die Beauftragung nach den §§ 31 a bis 31 c ist 
nur zulässig, wenn der zu Beauftragende einwil-
ligt und hinreichende Gewähr für die ordnungs-
gemäße Erfüllung der Aufgabe bietet. Sind diese 
Voraussetzungen nicht mehr erfüllt, wird die 
Beauftragung ohne Entschädigung zurückgezo-
gen. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 
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(2) Die Beauftragten nach den §§ 31 a und 31 c 
arbeiten nach den Richtlinien des Bundesmini-
sters für Verkehr und unterstehen seiner Rechts- 
und Fachaufsicht. Die Beauftragte nach § 31 b 
untersteht der Rechtsaufsicht des Bundesmini-
sters für Verkehr und seiner Fachaufsicht bei der 
Wahrnehmung der Aufgaben nach § 27c Abs. 2 
Nr. 1. Der Bundesminister für Verkehr kann im 
Falle des § 31 c die Rechts- und Fachaufsicht auf 
das Luftfahrt-Bundesamt übertragen. Die Auf-
sichtsbehörde kann Berichte und die Vorlage von 
Aufzeichnungen aller Art verlangen. Vertreter 
der Aufsichtsbehörde sind berechtigt, die Anla-
gen und Betriebsräume des Beauftragten wäh-
rend der Dienstzeit zu betreten. 

(3) Die Beauftragten wenden das Verwaltungs-
verfahrensgesetz, das Verwaltungskostengesetz, 
das Verwaltungszustellungsgesetz und das Ver-
waltungsvollstreckungsgesetz an, soweit nicht in 
diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist. 

(4) Gegen die Entscheidungen des Beauftragten 
im Rahmen seines Auftrags ist der Widerspruch 
statthaft. Hilft der Beauftragte nicht ab, so ent-
scheidet die Aufsichtsbehörde. In den Fällen der 
§§ 31 b und 31 c ist die Klage gegen die Bundes-
republik Deutschland, vertreten durch den Beauf-
tragten, zu richten, im Falle des § 31 a gegen die 
Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch 
den Bundesminister für Verkehr; ist im Falle des 
§ 31 b Abs. 2 Satz 2 eine natürliche Person beauf-
tragt, so ist die Klage gegen die Bundesrepublik 
Deutschland zu richten, vertreten durch das Flug-
sicherungsunternehmen. " 

16. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Nummer 2 gestrichen. 

bb) In Satz 1 Nr. 4 werden am Anfang nach 
dem Wort  „Personen" die Wörter „(ausge-
nommen Personal für die Flugsicherung) " 
eingefügt. 

cc) In Satz 1 wird die Nummer 11 aufgeho-
ben. 

dd) In Satz 1 Nr. 13 Satz 1 werden die Wörter 
„dem Gesetz über die Bundesanstalt für 
Flugsicherung, " gestrichen. Nach dem 
letzten Satz der Nummer 13 wird ange-
fügt: 

„In der Rechtsverordnung können die 
Kostenbefreiung, die Kostengläubiger-
schaft, die Kostenschuldnerschaft, der 
Umfang der zu erstattenden Auslagen und 
die Kostenerhebung abweichend von den 
Vorschriften des Verwaltungskostenge-
setzes geregelt werden. Soweit die Rechts-
verordnung Kosten für Aufgaben der Luft-
fahrtbehörden nach § 29c regelt, kann sie 

Beschlüsse des  16. Ausschusses 

16. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) unverändert 

cc) unverändert 

dd) unverändert 
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eine Auskunftspflicht der Kostenschuldner 
über die Zahl der betroffenen Fluggäste 
sowie über Art und Umfang der beförder-
ten Gegenstände enthalten,". 

ee) In Satz 1 wird die Nummer 14 gestri-
chen. 

ff) In Satz 1 Nr. 16 wird der Punkt durch einen 
Beistrich ersetzt; folgende Nummern wer-
den angefügt: 

„ 17. die zur Durchführung der Flugplan-
koordinierung nach den §§ 27a und 
27 b notwendigen Einzelheiten, ins-
besondere, an welchen Flugplätzen 
Start- und Landezeiten zu koordinie-
ren sind, welche Luftverkehrsarten 
der Koordinierungspflicht unterlie-
gen, die Verfahren zur Durchführung 
der Flugplankoordinierung und zur 
Erhebung der Kosten für ihre Inan-
spruchnahme sowie die Ausgestal-
tung der Vorrangregelung, 

18. die Genehmigung der Regelungen 
der Entgelte für das Starten, Landen 
und Abstellen von Luftfahrzeugen 
und für die Benutzung von Fluggast

-

einrichtungen auf Flugplätzen." 

gg) In Satz 4 werden die Wörter „nach den 
Nummern 13 und 14 " ersetzt durch die 
Wörter „nach der Nummer 13". 

hh) Dem Absatz 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Rechtsverordnungen nach Nummer 17 
werden erlassen im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Verteidigung, 
soweit mit ihnen Flüge militärischer Luft-
fahrzeuge, mit dem Bundesminister des 
Innern, sowie mit ihnen Flüge des Bundes-
grenzschutzes oder der Polizei der Flug-
plankoordinierung unterworfen werden 
sollen. " 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Rechtsverordnungen bedürfen nicht der 
Zustimmung des Bundesrates, wenn sie der 
Durchführung von Richtlinien und Empfehlun-
gen der Internationalen Zivilluftfahrt-Organi-
sation (ICAO) dienen. Das gleiche gilt für 
Rechtsverordnungen, die die zur Gewährlei-
stung der Sicherheit des Luftverkehrs und der 
öffentlichen Sicherheit oder Ordnung notwen-
digen Einzelheiten über die Durchführung der 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

ee) unverändert 

ff) unverändert 

gg) In Satz 3 sind zu streichen der Beistrich 
nach dem Wort „Finanzen" und die Wör-
ter „Rechtsverordnungen nach Nummer 
11 im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister der Verteidigung". 

hh) In Satz 4 werden die Wörter „nach den 
Nummern 13 und 14 " ersetzt durch die 
Wörter „nach der Nummer 13". 

ii) Dem Absatz 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Rechtsverordnungen nach Nummer 17 
werden erlassen im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Verteidigung, 
soweit mit ihnen Flüge militärischer Luft-
fahrzeuge, mit dem Bundesminister des 
Innern, sowie mit ihnen Flüge des Bundes-
grenzschutzes oder der Polizei der Flug-
plankoordinierung unterworfen werden 
sollen. " 

b) unverändert 
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Verhaltensvorschriften nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 und über die Durchführung der Ausbil-
dungs- und Prüfvorschriften für Luftfahrtper-
sonal nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 und 5 regeln. 
Der Bundesminister für Verkehr kann die 
Ermächtigung zum Erlaß von Verordnungen 
nach Satz 2 und von Verordnungen, die die zur 
Gewährleistung der Sicherheit des Luftver-
kehrs und der öffentlichen Sicherheit oder 
Ordnung notwendigen Einzelheiten über die 
Durchführung der Bau-, Prüf- und Betriebsvor-
schriften nach Absatz 4 Satz 1 Nr. 1 regeln, 
durch Rechtsverordnung auf das Luftfahrt-
Bundesamt und die Bundesanstalt für Flugsi-
cherung übertragen." 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 einge-
fügt: 

„(4) Der Bundesminister für Verkehr erläßt 
ohne Zustimmung des Bundesrates Rechtsver-
ordnungen über 

1. die Anforderungen an den Bau, die Ausrü-
stung und den Bet rieb der Luftfahrzeuge 
und des sonstigen Luftfahrtgeräts sowie die 
Eintragung und Kennzeichnung der Luft-
fahrzeuge; 

2. Art, Umfang, Beschaffenheit und Betrieb 
der Anlagen, Einrichtungen und Geräte für 
die Flugsicherung und der Flugsicherungs-
ausrüstung an Bord; 

3. Art und Durchführung der Flugsicherung; 

4, die Anforderungen an die Befähigung und 
Eignung des nach diesem Gesetz erlaub-
nispflichtigen Personals für die Flugsiche-
rung und seiner Ausbilder, die A rt , den 
Umfang und die fachlichen Voraussetzun-
gen der Erlaubnisse sowie das Verfahren 
zur Erlangung der Erlaubnisse und Berech-
tigungen und deren Rücknahme und Wider-
ruf oder Beschränkung; 

5. die Ausbildung von Personal für die Flugsi-
cherung und den Bet rieb entsprechender 
Ausbildungsstätten; 

6. die Kosten (Gebühren und Auslagen) für die 
Inanspruchnahme 

a) von Diensten und Einrichtungen der 
Flugsicherung, 

b) der Flugplankoordinierung. 

Die Gebührensätze sind so zu bemessen, 
daß der gesamte Aufwand für die Flugsiche-
rung und für die Flugplankoordinierung 
gedeckt wird. Absatz 1 Satz 1 Nr. 13, Satz 2, 
3, 4 zweiter Halbsatz und Satz 5 gilt entspre-
chend. In der Rechtsverordnung kann fest-
gelegt werden, daß die Kosten von dem 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 
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Flugsicherungsunternehmen oder von EU-
ROCONTROL beziehungsweise von dem 
Flugplankoordinator erhoben werden kön-
nen. 

Rechtsverordnungen, die sich auf die Art 
und Beschaffenheit von funktechnischen 
Anlagen, Einrichtungen und Geräten für die 
Flugsicherung und für die Flugsicherungs-
ausrüstung an Bord beziehen, sind im 
Benehmen mit dem Bundesminister für Post 
und Telekommunikation zu erlassen. 
Rechtsverordnungen nach Satz 1 Nr. 5 wer-
den im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft erlassen; 
die Regelungen des Berufsbildungsgeset-
zes bleiben unberührt." 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie 
folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „das Post- und 
Fernmeldewesen" ersetzt durch die Wör-
ter „Post und Telekommunikation". 

bb) Satz 4 wird gestrichen. 

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

d) unverändert 

e) unverändert 

16a. § 32 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Zum Schutz gegen Fluglärm und gegen 
Luftverunreinigungen durch Luftfahrzeuge 
kann der Beratende Ausschuß Empfehlun-
gen aussprechen." 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 
angefügt: 

„(3) Der Beratende Ausschuß tagt minde-
stens einmal jährlich. Dazu lädt der Vorsit-
zende unter Vorlage einer Tagesordnung 
ein. Halten der Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit und der 
Bundesminister für Verkehr die Empfehlun-
gen des Ausschusses für nicht geeignet oder 
nicht durchführbar, so ist dies dem Ausschuß 
unter Angabe der Gründe schriftlich mitzu-
teilen." 

16b. § 32b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Genehmigungsbehörde" die Wörter „so-
wie der für die Flugsicherung zuständigen 
Stelle" eingefügt; nach dem Wort „Flug-
lärm" werden die Wörter „und gegen Luft-
verunreinigungen durch Luftfahrzeuge" 
eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Genehmigungsbehörde" die Wörter „so-
wie die für die Flugsicherung zuständige 
Stelle" eingefügt; nach dem Wort  „Lärm-
schutzgründen" werden die Wörter „oder 
zur Verringerung der Luftverunreinigung 
durch Luftfahrzeuge" eingefügt. 
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17. § 37 Abs. 1 Satz 1 des Luftverkehrsgesetzes erhält 
folgende Fassung: 

„ (1) Der Ersatzpflichtige haftet für die Schäden 
aus einem Unfall 

a) bei Luftfahrzeugen, die nicht mit Verbren-
nungsmotor betrieben werden, bis 200 Kilo-
gramm Gewicht bis zu 2,5 Millionen Deutsche 
Mark, 

b) bei Luftfahrzeugen — ausgenommen solche 
nach Buchstabe a — bis 400 Kilogramm 
Gewicht bis zu 5 Millionen Deutsche Mark, 

c) bei Luftfahrzeugen mit mehr als 400 Kilo-
gramm bis 850 Kilogramm Gewicht bis zu 

7,5 Millionen Deutsche Mark, 

d) bei Luftfahrzeugen mit mehr als 850 Kilo-
gramm bis 2 Tonnen Gewicht bis zu 10 Millio-
nen Deutsche Mark, 

e) bei Luftfahrzeugen mit mehr als 2 Tonnen bis 
5,7 Tonnen Gewicht bis zu 15 Millionen Deut-
sche Mark, 

f) bei Luftfahrzeugen mit mehr als 5, 7 Tonnen bis 
14 Tonnen Gewicht bis zu 40 Millionen Deut-
sche Mark, 

g) bei Luftfahrzeugen mit mehr als 14 Tonnen 
Gewicht bis zu 100 Millionen Deutsche 
Mark."  

18. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 11 wird die Angabe „ § 27 
Abs. 3" durch die Angabe „§ 27 Abs. 2" 
ersetzt; ferner werden der Beistrich nach der 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Geneh-
migungsbehörde" die Wörter „sowie der 
für die Flugsicherung zuständigen 
Stelle" eingefügt; nach dem Wo rt  „Flug-
lärm" werden die Wörter „oder zur 
Verringerung der Luftverunreinigung 
durch Luftfahrzeuge" eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Ge-
nehmigungsbehörde" die Wörter „oder 
die für die Flugsicherung zuständige 
Stelle" eingefügt. 

d) In Absatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Genehmigungsbehörde" die Wörter „so-
wie die für die Flugsicherung zuständige 
Stelle" eingefügt. 

e) In Absatz 7 werden nach dem Wort „Lärm-
schutzes" die Wörter „oder zur Verringe-
rung der Luftverunreinigung durch Luftfahr-
zeuge" eingefügt. 

17. § 37 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Ersatzpflichtige haftet für die Schäden 
aus einem Unfall 

a) — bei Flugmodellen bis 20 Kilogramm 
Höchstgewicht, 

— bei anderen Luftfahrzeugen, soweit sie 
nicht durch Verbrennungsmotor angetrie-
ben werden können, bis 750 Kilogramm 
Gewicht 

bis zu 2,5 Millionen Deutsche Mark, 

b) bei Luftfahrzeugen, die nicht unter Buch-
stabe a fallen, bis 1 200 Kilogramm Gewicht 
bis zu 5 Millionen Deutsche Mark, 

c) bei Luftfahrzeugen mit mehr als 1 200 Kilo-
gramm Gewicht bis 2 000 Kilogramm Gewicht 
bis zu 7,5 Millionen Deutsche Mark, 

d) bei Luftfahrzeugen mit mehr als 2 000 Kilo-
gramm Gewicht bis 5 700 Kilogramm Gewicht 
bis zu 15 Millionen Deutsche Mark, 

e) bei Luftfahrzeugen mit mehr als 5 700 Kilo-
gramm Gewicht bis 14 000 Kilogramm Ge-
wicht 

bis zu 40 Millionen Deutsche Mark, 

f) bei Luftfahrzeugen mit mehr als 14 000 Kilo-
gramm Gewicht 

bis zu 100 Millionen Deutsche  Mark."  

18. In § 58 Abs. 1 Nr. 11 wird die Angabe „ § 27 
Abs. 3" durch die Angabe „§ 27 Abs. 2" ersetzt. 
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Angabe „24 Abs. 1" sowie die folgenden Wör-
ter gestrichen: 

„einer Zulassung nach § 19b Abs. 1 Satz 3 
oder 4 oder § 20a Abs. 1 Satz 3 oder 4". 

b) In Absatz 1 wird nach Nummer 11 die folgende 
neue Nummer 11 a eingefügt: 

„ 11 a. einer Zulassung oder einer Auflage 
nach § 19b Abs. 1 Satz 3 oder 4 oder 
§ 20a Abs. 1 Satz 3 oder 4 zuwiderhan-
delt, ". 

c) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 
Nr. 1, 3, 4, 8a bis 11, 12, 13 kann mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark, 
die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 2, 
4 a bis 8, 11a mit einer Geldbuße bis zu 
zwanzigtausend Deutsche Mark geahndet 
werden." 

19. § 63 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 63 

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
ist, soweit dieses Gesetz nicht von Landesbehör-
den ausgeführt wird, 

1. das Luftfahrt-Bundesamt im Bereich der Auf-
gaben, die ihm übertragen sind oder für die der 
Bundesminister für Verkehr zuständig ist, 
sowie für Ordnungswidrigkeiten, die von mili-
tärischen Luftfahrzeugführern mit militäri-
schen Luftfahrzeugen begangen werden, 

2. der Bundesminister für Verkehr im Bereich der 
Aufgaben, die nach den §§ 31a bis 31c den 
dort  genannten natürlichen oder juristischen 
Personen des privaten Rechts übertragen sind; 
§ 36 Abs. 3 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten gilt entsprechend, 

3. die Bundesanstalt für Flugsicherung im Be-
reich der ihr übertragenen Aufgaben." 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

19. unverändert 

Artikel 1 a 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Januar 1981 (BGBl. I S. 61), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 dieses Gesetzes, wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 32 Abs. 3 Satz 3 werden die Wörter „und die 
Bundesanstalt für Flugsicherung" gestrichen 

2. In § 63 werden in der Nummer 2 der Beistrich am 
Ende durch einen Punkt ersetzt und die Nummer 3 
aufgehoben. 
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Artikel 2 

1. § 3 Abs. 2 des Gesetzes über das Luftfahrt-Bundes-
amt in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 96-4, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Artikel 2 Abs. 1 des 
Gesetzes vom 18. September 1980 (BGBl. I S. 1729) 
geändert worden ist, wird aufgehoben. 

2. Die bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes von der Bundesanstalt für Flugsicherung 
und dem Luftfahrt-Bundesamt auf der Grundlage 
des § 32 Abs. 3 Satz 3 des Luftverkehrsgesetzes 
ohne Zustimmung des Bundesrates erlassenen 
Rechtsverordnungen werden rückwirkend auf den 
Tag ihres jeweiligen Inkrafttretens in Kraft gesetzt. 
Diese Rechtsverordnungen können aufgrund der 
einschlägigen Ermächtigungen durch Rechtsver-
ordnung geändert werden. 

Artikel 3 

Aufgehoben werden 

1. das Gesetz über die Bundesanstalt für Flugsiche-
rung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 96-3, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 11 des 
Gesetzes vom 18. Dezember 1989 (BGBl. I 
S. 2218); 

2. Artikel 11 (Gesetz über die Bundesanstalt für Flug-
sicherung) des Gesetzes zur Änderung des Beam-
tenversorgungsgesetzes und sonstiger dienst- und 
versorgungsrechtlicher Vorschriften vom 18. De-
zember 1989 (BGBl. I S. 2218). 

Artikel 4 

Das Gesetz über den unmittelbaren Zwang bei 
Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte 
des Bundes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 201-5, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 3 Nr. 7 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1984 (BGBl. I S. 1654), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 wird die Nummer 5 aufgehoben; 

2. in § 9 wird die Nummer 5 aufgehoben. 

Artikel 5 

§ 3 Abs. 3 des Gesetzes über vereinfachte Verkün-
dungen und Bekanntgaben vom 18. Juli 1975 (BGBl. I 
S. 1919) wird wie folgt geändert: 

In Satz 1 Nr. 3 und in Satz 2 werden die Wörter „der 
Bundesanstalt für Flugsicherung" ersetzt durch die 
Wörter „der für die Flugsicherung zuständigen 
Stelle". 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

Das Gesetz über die Bundesanstalt für Flugsiche-
rung in der im Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliede-
rungsnummer 96-3, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes 
vom 18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2218), wird aufge-
hoben. 

Artikel 4 

unverändert 

Artikel 5 

unverändert 
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Artikel 6 

Gesetz zur Übernahme der Beamten und 
Arbeitnehmer der Bundesanstalt für Flugsicherung 

§1 

(1) Beamte und Arbeitnehmer bei der Bundesanstalt 
für Flugsicherung, die nicht aus dem Beamtenverhält-
nis oder aus dem Arbeitsverhältnis ausscheiden, sind 
vom Zeitpunkt der Aufhebung des Gesetzes über die 
Bundesanstalt für Flugsicherung ab Beamte und 
Arbeitnehmer bei dem Luftfahrt-Bundesamt und neh-
men Aufgaben der Flugsicherung in dem Flugsiche-
rungsunternehmen (§ 31 b Abs. 1 LuftVG) wahr, 
soweit sie nicht anderweitig verwendet werden. 

(2) Für die Beamten und Arbeitnehmer bei dem 
Luftfahrt-Bundesamt nach Absatz 1 sind die beste-
henden Zulagen- und Entschädigungsregelungen für 
Mitarbeiter der Bundesanstalt für Flugsicherung nach 
dem Bundesbesoldungsgesetz, nach der Verordnung 
zur vorläufigen Regelung von Erschwerniszulagen in 
besonderen Fällen vom 22. März 1974 (BGBl. I 
S. 774), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 19. Juli 1990 (BGBl. I S. 1451), nach den Richtli-
nien des Bundesministers für Verkehr für die Gewäh-
rung einer Aufwandsentschädigung für Betriebsper-
sonal der Bundesanstalt für Flugsicherung und die 
entsprechenden tarifrechtlichen Regelungen, wie sie 
bis zum Zeitpunkt der Aufhebung des Gesetzes über 
die Bundesanstalt für Flugsicherung gegolten haben, 
auch über den 31. Dezember 1994 hinaus anzuwen-
den, wenn sie in bei der Bundesanstalt für Flugsiche-
rung ausgeübten Funktionen weiter verwendet wer-
den. 

§2 

(1) Für die Beamten des gehobenen Flugverkehrs-
kontrolldienstes und für die Beamten in Aufsichts-
funktionen des Flugverkehrskontrolldienstes bildet 
das vollendete 53. Lebensjahr die Altersgrenze. 

(2) Wenn dringende dienstliche Rücksichten die 
Fortführung des Dienstes erfordern und die Tauglich-
keit für den dienstlichen Einsatz fortbesteht, kann 
abweichend von § 41 Abs. 3 Satz 2 des Bundesbeam-
tengesetzes der Bundesminister für Verkehr im Ein-
zelfall den Eintritt in den Ruhestand für jeweils ein 
Jahr, jedoch nicht über die Vollendung des 56. Le-
bensjahres, hinausschieben. 

(3) Das Ruhegehalt wird für Beamte im Flugver-
kehrskontrolldienst auf Lebenszeit, die wegen Errei-
chens der Altersgrenze nach den Absätzen 1 und 2 in 
den Ruhestand treten, erhöht. Entsprechendes gilt für 
das Ruhegehalt, wenn das Beamtenverhältnis wegen 
Dienstunfähigkeit oder durch Tod innerhalb der Zeit 
endet, in der der Eintritt in den Ruhestand nach 
Absatz 2 sowie nach § 41 Abs. 2 Satz 2 des Bundesbe-
amtengesetzes hinausgeschoben ist; dies gilt nicht, 
wenn die Dienstunfähigkeit oder der Tod die Folge 
eines Dienstunfalles im Sinne des § 31 des Beamten-
versorgungsgesetzes ist. Die Erhöhung beträgt bei 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Artikel 6 

unverändert 
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Entwurf 

Eintritt in den Ruhestand mit Vollendung des 53. Le-
bensjahres 13,125 vom Hundert der ruhegehaltfähi-
gen Dienstbezüge. Die Erhöhung vermindert sich bei 
einem Beamten, der mehr als zwei Jahre nach Voll-
endung des 53. Lebensjahres in den Ruhestand ver-
setzt wird, in dem Umfang, um den sich der Ruhege-
haltssatz durch die Dienstzeit, die über diesen Zwei-
jahreszeitraum hinausgeht, nach § 14 Abs. 1 des 
Beamtenversorgungsgesetzes erhöht. In den Fällen 
des Satzes 2 findet § 13 Abs. 1 des Beamtenversor-
gungsgesetzes keine Anwendung. Das Ruhegehalt 
darf fünfundsiebzig vom Hundert der ruhegehaltfähi-
gen Dienstbezüge nicht übersteigen. 

(4) Für die Zeit vom 1. Januar 1989 bis 31. Dezember 
1994 erhalten Beamte des gehobenen Flugverkehrs-
kontrolldienstes den Ausgleich gemäß § 48 Abs. 1 
Satz 1 des Beamtenversorgungsgesetzes abweichend 
von § 48 Abs. 1 Satz 4 des Gesetzes bereits mit Errei-
chen der Altersgrenze nach Absatz 1, wenn ihr Eintritt 
in den Ruhestand wegen dringender dienstlicher 
Rücksichten zur Aufrechterhaltung der Sicherheit des 
Luftverkehrs hinausgeschoben worden ist. 

(5) In den Fällen des § 85 Abs. 1 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes beträgt die Erhöhung bei Eintritt in 
den Ruhestand mit Vollendung des 53. Lebensjahres 
fünf vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbe-
züge und vermindert sich bei späterem Eintritt in den 
Ruhestand mit jedem weiteren vollendeten Lebens-
jahr um eins vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge; ein sich hiernach jeweils ergebender 
höherer Hundertsatz des Ruhegehaltes bleibt beim 
späteren Eintritt in den Ruhestand gewahrt. Absatz 3 
Satz 3 und 4 findet insoweit keine Anwendung. § 12 
Abs. 2 des Beamtenversorgungsgesetzes gilt auch für 
den in Absatz 1 genannten Personenkreis. Zu den in 
§ 53 a Abs. 1 Satz 1 des Beamtenversorgungsgesetzes 
genannten Regelungen gehören auch die des Absat-
zes 3 und seiner Vorgängervorschriften. Das Ruhege-
halt darf fünfundsiebzig vom Hundert der ruhegehalt-
fähigen Dienstbezüge nicht übersteigen. 

(6) Auf Beamte im Flugverkehrskontrolldienst auf 
Lebenszeit, die nach Absatz 1 oder Absatz 2 in den 
Ruhestand versetzt worden sind, findet § 53a Abs. 2 
Satz 1 des Beamtenversorgungsgesetzes mit der Maß-
gabe Anwendung, daß die ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus 
der sich das Ruhegehalt berechnet, um zwanzig vom 
Hundert erhöht werden. § 53a Abs. 4 und 5 des 
Beamtenversorgungsgesetzes sind mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß die nach Satz 1 maßgebenden ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge zu erhöhen sind. 

(7) Liegt dem Ruhegehalt ein Beamtenverhältnis im 
Sinne des § 85 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgeset-
zes zugrunde, ist der Anwendung des § 53a des 
Beamtenversorgungsgesetzes das Ruhegehalt zu-
grunde zu legen, das sich nach dem bis zum 31. De-
zember 1991 geltenden Recht ergäbe, wenn dies 
günstiger ist. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 
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Entwurf 

§3 

Personen, die das Flugsicherungsunternehmen von 
der Bundesanstalt für Flugsicherung übernommen hat 
und die als Bedienstete der Bundesanstalt für Flugsi-
cherung Flugsicherungsaufgaben erfüllt haben, be-
dürfen keiner Erlaubnis im Sinne des § 4 Abs. 5 
LuftVG. Dasselbe gilt für andere Personen, die bereits 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes mit der Wahr-
nehmung bestimmter Aufgaben aus dem Bereich der 
Flugsicherung betraut waren. 

Artikel 7 

Das Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Februar 1987 (BGBl. I 
S. 570, 1339), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 28. Juni 1990 (BGBl. I S. 1221), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 12 Abs. 2 werden die Wörter „die in § 4 a Abs. 1 
des Gesetzes über die Bundesanstalt für Flugsiche-
rung genannten Beamten sowie für" gestrichen. 

2. In § 53a Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „ , § 66 
Abs. 2 Satz 2 und Abs. 6 sowie § 4 a Abs. 3 des 
Gesetzes über die Bundesanstalt für Flugsiche-
rung" ersetzt durch die Wörter „sowie § 66 Abs. 2 
Satz 2 und Abs. 6". 

Artikel 8 

Der Bundesminister für Verkehr kann den Wortlaut 
des Luftverkehrsgesetzes in der nach dem Inkrafttre-
ten aller Vorschriften dieses Änderungsgesetzes an 
geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntma-
chen. Er kann die Paragraphen und ihre Untergliede-
rungen mit neuen durchlaufenden Ordnungszeichen 
versehen. 

Artikel 9 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft, 
soweit in den Absätzen 2 und 3 nichts anderes 
bestimmt ist. 

(2) Die nachstehenden Vorschriften treten am 1. Ja-
nuar 1993 in Kraft. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Artikel 7 

unverändert 

Artikel 7 a 

§ 2 Abs. 6 des Sechsten Überleitungsgesetzes vom 
25. September 1990 (BGBl. I S. 2106) wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Datumsangabe „31. Dezember 1992" wird 
durch die Angabe „31. Dezember 1994" ersetzt. 

2. Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Wird vor Ablauf des in Satz 1 genannten Zeit-
punkts eine juristische Person des privaten Rechts 
mit der Wahrnehmung der Flugsicherungsaufga-
ben betraut, gilt Satz 1 für diese Stelle entspre-
chend." 

Artikel 8 

unverändert 

Artikel 9 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft, 
soweit in den Absätzen 2 bis 4 nichts anderes 
bestimmt ist. 

(2) Die nachstehenden Vorschriften treten am 1. Ja-
nuar 1993 in Kraft: 
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Entwurf 

1. Artikel 1: 

Nummer 2 (§ 1), Nummer 3 (§ 4 Abs. 5), Nummer 4 
Buchstabe a (§ 5 Abs. 1 Satz 1), Nummer 5 (§ 9 
Abs. 1 Satz 3), Nummer 6 (§ 12 Abs. 2 Satz 3, § 16a 
Abs. 1, § 18a Abs. 1 und 2), in Nummer 7 §§ 27 c 
und 27d, Nummer 9 (§ 29 Abs. 1 Satz 1), Num-
mer 10 (§ 29a Satz 3), Nummer 11 (§ 29b Abs. 2), 
Nummer 14 Buchstabe a (§ 31 Abs. 3 Satz 3), in 
Nummer 14 Buchstabe c Satz 1 (§ 31 Abs. 3), 
Nummer 16 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb 
(§ 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4), in Nummer 16 Buch-
stabe a Doppelbuchstabe dd Satz 1 (§ 32 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 13 Satz 1), in Nummer 19 § 63 Nr. 2 
bezüglich der Beauftragung nach § 31b. 

2. Artikel 3 bis 7. 

(3) Die Vorschrift des Artikels 1 Nr. 13 a (§ 30 Abs. 2 
Satz 2 neu) tritt am 1. Januar 1997 in Kraft. 

(4) Mit Wirkung ab 1. Januar 1993 werden in § 32 
Abs. 3 Satz 3 des Luftverkehrsgesetzes die Wörter 
„ und die Bundesanstalt für Flugsicherung" gestrichen 
und in § 63 des Luftverkehrsgesetzes die Nummer 3 
aufgehoben. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

1. Artikel 1: 

Nummer 2 (§ 1), Nummer 3 (§ 4 Abs. 5), Nummer 4 
Buchstabe a (§ 5 Abs. 1 Satz 1), Nummer 5 (§ 9 
Abs. 1 Satz 3), Nummer 6 (§ 12 Abs. 2 Satz 3, § 16a 
Abs. 1, § 18a Abs. 1 und 2), in Nummer 7 §§ 27c 
und 27d, Nummer 9 (§ 29 Abs. 1 Satz 1), Num-
mer 10 (§ 29a Satz 3), Nummer 11 (§ 29b Abs. 2), 
Nummer 14 Buchstabe a (§ 31 Abs. 1 Satz 3), in 
Nummer 14 Buchstabe c Satz 1 (§ 31 Abs. 3), 
Nummer 16 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb 
(§ 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4), in Nummer 16 Buch-
stabe a Doppelbuchstabe dd Satz 1 (§ 32 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 13 Satz 1), in Nummer 19 § 63 Nr. 2 
bezüglich der Beauftragung nach § 31 b; 

2. Artikel 1 a, 3 bis 7. 

(3) Die Vorschrift des Artikels 1 Nr. 17 (§ 37 Abs. 1 
Satz 1) tritt am ersten Tage des siebenten auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kra ft. 

(4) Die Vorschrift des Artikels 1 Nr. 13 a (§ 30 Abs. 2 
Satz 2 neu) tritt am 1. Januar 1997 in Kraft. 
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Bericht des Abgeordneten Lothar Ibrügger 

Der in Drucksache 12/1801 enthaltene Gesetzentwurf 
wurde in der 67. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 12. Dezember 1991 dem Ausschuß für Verkehr 
federführend sowie folgenden Ausschüssen zur Mit-
beratung überwiesen: Innenausschuß, Rechtsaus-
schuß, Ausschuß für Wirtschaft, Verteidigungsaus-
schuß und Haushaltsausschuß. An den Haushaltsaus-
schuß erfolgte die Überweisung außerdem gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung. 

Der Ausschuß für Verkehr hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 11. März 1992 beraten. 

I. Ziele und wesentlicher Inhalt des 
Gesetzentwurfs 

Das Luftverkehrsaufkommen ist weltweit und beson-
ders im Bundesgebiet in den zurückliegenden Jahren 
unverhältnismäßig stark angestiegen. Bis zum Jahre 
2000 wird mit einer weiteren Verdoppelung auf der 
Basis von 1986 gerechnet. Dieser Entwicklung soll das 
Luftverkehrsgesetz durch den vorliegenden Gesetz-
entwurf angepaßt werden. Im einzelnen ist folgendes 
vorgesehen: 

1. Neuorganisation der zivilen Flugsicherung: Die 
Aufgabenstellung wird gesetzlich definie rt ; es ist 
vorgesehen, die Bundesanstalt für Flugsicherung 
aufzulösen und statt dessen eine noch zu grün-
dende GmbH, deren Geschäftsanteile voll im 
Besitz des Bundes sind, mit dieser Aufgabe zu 
beauftragen. Es wird davon ausgegangen, daß die 
meisten Mitarbeiter der aufzulösenden Bundesan-
stalt für Flugsicherung in den Dienst der neuen 
Flugsicherungs-GmbH übertreten. Voraussetzung 
hierfür ist, daß die Erwartungen dieser Mitarbeiter 
bezüglich der Einkommen sowie der Kranken- und 
Altersversorgung erfüllt werden. Für die im Bun-
desdienst verbleibenden Bediensteten wird eine 
Übergangsregelung geschaffen. Die neue Flugsi-
cherungs-GmbH wird ein wesentlich höheres Maß 
an Flexibilität im personellen Bereich und bei den 
Investitionen besitzen als die jetzige Bundesan-
stalt. 

2. Die bisherige organisatorische Trennung von zivi-
ler und militärischer Flugsicherung wird beseitigt. 
Die neu zu gründende Flugsicherungs-GmbH wird 
auch die Aufgaben der überörtlichen Flugsiche-
rung für den militärischen Flugbetrieb im Frieden 
wahrnehmen. Die örtliche Flugsicherung an militä-
rischen Flugplätzen bleibt jedoch Aufgabe der 
Streitkräfte auch im Frieden. Unberührt bleiben 
ferner die Radarführungsdienste der Luftverteidi-
gung. 

3. Die Aufgabenstellung eines Flugplankoordinators 
wird im Gesetz verankert. Dieser hat die Aufgabe, 
für eine Verstetigung und Homogenisierung der 
Luftverkehrsströme im Bundesgebiet zu sorgen 
und den Luftverkehrsunternehmen Start- und Lan-
dezeiten auf den einzelnen Verkehrsflughäfen auf 
Antrag durch Erlaubnis zuzuweisen. Durch Rechts-
verordnung kann eine natürliche oder juristische 
Person des p rivaten Rechts mit der Wahrnehmung 
der Aufgabe beauftragt werden. 

4. Durch Rechtsverordnung sollen juristische Perso-
nen des p rivaten Rechts mit der Wahrnehmung 
hoheitlicher Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Benutzung des Luftraumes durch Luftsportgeräte 
beauftragt werden. Die bisherige Praxis soll 
dadurch auf eine einwandfreie rechtliche Grund-
lage gestellt werden. 

Der Gesetzentwurf enthält schließlich weitere Rege-
lungen für den Erlaß von Rechtsverordnungen bezüg-
lich der Kosten und Entgelte sowie eine Neufestset-
zung der Haftungshöchstbeträge bei Schadensfällen 
im Flugverkehr. Das Gesetz über die Bundesanstalt 
für Flugsicherung wird aufgehoben und die Bundes-
anstalt somit zum 1. Januar 1993 aufgelöst. Die wei-
tere Verwendung der Beamten und Arbeitnehmer der 
Bundesanstalt, die nicht aus dem Beamtenverhältnis 
oder aus dem Arbeitsverhältnis ausscheiden, wird 
durch besonderes Gesetz geregelt. Sie werden dem 
Luftfahrtbundesamt zugeordnet und nehmen Aufga-
ben der Flugsicherung in der neuen Flugsicherungs-
GmbH wahr, soweit sie nicht anderweitig verwendet 
werden. 

II. Verlauf der Ausschußberatungen 

Der vorliegende Gesetzentwurf wurde im Ausschuß 
einmütig begrüßt. Der Ausschuß sieht die Überfüh-
rung der Flugsicherung in die Rechtsform einer GmbH 
mit gleichzeitiger Zusammenführung der zivilen und 
der militärischen Flugsicherung einmütig als eine 
zwingende Notwendigkeit an, um die vorhandenen 
Engpässe in der Luftfahrt zu beseitigen. Diese Eng-
pässe führen zur Zeit zu hohen Mehrkosten für alle 
beteiligten Fluggesellschaften und zu empfindlichen 
Zeitverlusten für die Fluggäste. Es müssen Warte-
schleifen geflogen und zusätzliche Fluggeräte bereit-
gehalten werden, um unvermeidbare Verspätungen 
zu begrenzen. Der Ausschuß erwartet von der Neuor-
ganisation der Deutschen Flugsicherung mittelfristig 
eine wesentliche Verbesserung der Situation. Die 
neue Organisationsform kann gleichzeitig als Bau-
stein für eine künftige einheitliche europäische Flug-
sicherung angesehen werden. 
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Der Ausschuß hat zur Kenntnis genommen, daß der 
Haushaltsausschuß der Bundesregierung einen Prü-
fungsauftrag erteilt hat, der die Sicherstellung der 
Altersversorgung für diejenigen Beamten betrifft, die 
aus der bisherigen Bundesanstalt für Flugsicherung 
ausscheiden und in ein privates Arbeitsrechtsverhält-
nis zu der neuen Flugsicherungs-GmbH eintreten. 
Der Ausschuß erwartet, daß bis zur zweiten/dritten 
Beratung des Gesetzentwurfes Klarheit von seiten der 
Bundesregierung hierzu geschaffen wird. Dabei ist 
sicherzustellen, daß die Flugverkehrsgesellschaften, 
die bereits bisher über die Flugsicherungsgebühren 
einen Beitrag zur Altersversorgung der Fluglotsen 
geleistet haben, nicht doppelt belastet werden. 

III. Einzelbeschlüsse 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf in folgenden 
Bestimmungen geändert: 

Zu Artikel 1 (Änderung des Luftverkehrsgesetzes) 

Zu § 12 Abs. 3 

Nach dieser Bestimmung ist die Zustimmung der 
Luftfahrtbehörde erforderlich, wenn Bauwerke in der 
Umgebung eines Flughafens errichtet werden sollen. 
Das Zustimmungserfordernis ist jedoch bei Bauwer-
ken bis zu 25 m Höhe bedeutungslos und kann daher 
entfallen. 

Zu § 32 Abs. 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigung im 
Zusammenhang mit der Aufhebung des Verbotes der 
Lichtbildaufnahmen aus der Luft im Dritten Rechtsbe-
reinigungsgesetz. 

Zu § 32a 

Die Bestimmung betrifft den Aufgabenbereich des 
beim Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit und beim Bundesminister für Ver-
kehr gebildeten Beratenden Ausschusses, der vor dem 
Erlaß von Rechtsverordnungen und allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften zu hören ist, soweit es um Fra-
gen des Schutzes gegen Fluglärm und gegen Luftver-
unreinigungen geht. 

Dieser Ausschuß soll künftig die Möglichkeit erhalten, 
Empfehlungen auszusprechen. Wenn diese Empfeh-
lungen nicht geeignet oder nicht durchführbar sind, 
wird dies dem Ausschuß schriftlich unter Angabe der 
Gründe von den beiden zuständigen Bundesministern 
mitgeteilt. Durch die Neuregelung soll die Koopera-
tion zwischen den verschiedenen mit der Durchfüh-
rung des Luftverkehrsgesetzes befaßten Stellen ver-
bessert und sollen Konflikte von vornherein möglichst 
vermieden werden. 

Zu § 32 b 

Nach dieser Bestimmung wird für jeden Verkehrsflug-
hafen, für den ein Lärmschutzbereich festgesetzt ist, 
eine beratende Kommission gebildet. Diese Kommis-
sion soll künftig sowohl für Fragen des Lärmschutzes 
wie auch für Fragen des Schutzes gegen Luftverunrei-
nigungen zuständig sein. Die für die Flugsicherung 
zuständige Stelle wird in das Verfahren der beraten-
den Kommission einbezogen. 

Zu § 37 Abs. 1 

Durch die Neufassung des § 37 werden die Haftungs-
höchstbeträge für Schäden, von denen Personen und 
Sachen betroffen sind, die nicht im Luftfahrzeug 
befördert werden (Drittstaaten), deutlich angehoben. 
Dabei soll stärker als im ursprünglichen Gesetzent-
wurf differenziert werden. 

In der untersten Gewichtsklasse (Buchstaben a und 
b), in die vor allem Luftsportgeräte wie z. B. Segelflug-
zeuge, Frei- und Fesselballone, Sportfallschirme, 
Hängegleiter und Gleitschirme gehören, ist nach dem 
Gefährdungspotential unterschieden worden: Für 
Flugmodelle (ohne Rücksicht auf den Antrieb) bis 
20 kg Höchstgewicht sowie für andere Luftfahrzeuge, 
die nicht durch Verbrennungsmotor angetrieben wer-
den können und deren Gewicht 750 kg nicht über-
steigt, beläuft sich die Haftungshöchstsumme auf 
2,5 Mio. DM. In die zweite Gruppe dieser Gewichts-
klasse bis 1 200 kg Gewicht (Buchstabe b) mit einer 
Haftungshöchstsumme bis 5 Mio. DM fallen z. B. die 
Ultraleichtflugzeuge, motorisierte Gleitschirme, Mo-
torsegler und kleinere Motorflugzeuge. Für die 
Gruppe ab 1 200 kg beträgt die Haftungshöchst-
grenze einheitlich 7,5 Mio. DM. In der nächsten 
Gewichtsklasse von mehr als 2 t bis 5,7 t (deutsche 
Luftfahrzeuge der Eintragungsklassen F und I sowie 
ausländische bis zum angegebenen Gewicht) ist bis zu 
einem Betrag von 15 Mio. DM zu haften. Luftfahr-
zeuge mit einem Gewicht von mehr als 5,7 t bis zu 14 t 
(deutsche Luftfahrzeuge der Eintragungsklasse C 
sowie ausländische Luftfahrzeuge bis zum angegebe-
nen Gewicht) lösen eine Haftung bis zu 40 Mio. DM 
aus. In der höchsten Gewichtsklasse über 14 t (deut-
sche Luftfahrzeuge der Eintragungsklasse A und B 
sowie ausländische mit über 14 t Gewicht) ist bis zu 
100 Mio. DM zu haften. 

Zu Artikel 7 a 

Die Änderung des Datums „31. Dezember 1992" in 
„31. Dezember 1994" verlängert die Ermächtigung 
der BFS um zwei Jahre, um sich zur Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben in Berlin und den fünf neuen Bundes-
ländern alliierter Stellen oder alliierten Personals zu 
bedienen. Die Verlängerung ist zur Gewährleistung 
einer funktionsfähigen Flugsicherung zwingend er-
forderlich. 

Die Anfügung des Satzes 2 trägt der Absicht der 
Bundesregierung Rechnung, zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt die Organisationsprivatisierung der Flugsi-
cherung zu realisieren und schafft die Voraussetzung 
dafür, daß die dann mit der Wahrnehmung der Flug- 
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sicherung zu beauftragende juristische Person (privat-
rechtliche GmbH) die Verträge, die mit den Alliierten 
abzuschließen sind, nahtlos übernehmen kann. 

Zu Artikel 9 

Durch den neu eingefügten Absatz 3 wird das Inkraft-
treten der neuen Haftungshöchstgrenzen für Schäden 
im Luftverkehr um sechs Monate hinausgeschoben. 
Dadurch wird Rücksicht genommen auf ein berechtig-
tes Anliegen der Luftverkehrswirtschaft. Die geänder-
ten Haftungshöchstgrenzen haben Rückwirkungen 
auf die Höhe der Pflichtversicherungsdeckung. Diese 
Versicherungen werden höhere Prämien nach sich 
ziehen. Zum Wirksamwerden in der nationalen und in 
der internationalen Luftfahrt erscheint ein halbes Jahr 
Vorlaufzeit als notwendig und angemessen. 

IV. Schlußabstimmung, mitberatende 
Stellungnahmen 

1. Innenausschuß, Ausschuß für Wi rtschaft, Verteidi-
gungsausschuß und Haushaltsausschuß haben im 
Wege der Mitberatung Annahme des Gesetzent-
wurfes empfohlen. Der Haushaltsausschuß wird 
außerdem einen gesonderten Bericht nach § 96 der 
Geschäftsordnung vorlegen. 

Der Rechtsausschuß hat der beschlossenen Fas-
sung des Gesetzentwurfes nachträglich zuge-
stimmt. 

2. In der Schlußabstimmung hat der Ausschuß für 
Verkehr den Gesetzentwurf einmütig gebilligt. Er 
empfiehlt Annahme der aus der Anlage ersichtli-
chen Fassung. 

Bonn, den 2. April 1992 

Lothar Ibrügger 

Berichterstatter 








